
 

  

S 11 BA 702/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Eine hauptberuflich selbständige

Rechtsanwältin, die neben
ihrer anwaltlichen Tätigkeit als
Geschäftsführerin eines
eingetragenen Vereins (eV) tätig ist und
hierfür eine monatliche
Vergütung erhält, ist in der Tätigkeit als
Geschäftsführerin
abhängig beschäftigt.
Dies auch gilt auch für Zeiten, in denen
sie dem Vorstand des
Vereins angehört.

Normenkette SGB IV §§ 7, 28p

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 BA 702/18
Datum 03.04.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 BA 1596/19
Datum 21.01.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Mannheim vom 03.04.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt auch die
Kosten des Berufungsverfahrens. Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren wird
endgÃ¼ltig auf 26.287,68 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Nachforderung von
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SozialversicherungsbeitrÃ¤gen im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung.

Der KlÃ¤ger ist ein eingetragener Verein, der sich zum Ziel die Information der
Ã�ffentlichkeit Ã¼ber die Vorteile einer Schiedsgerichtsbarkeit im Erbrecht,
insbesondere unter den Gesichtspunkten kurzfristige und effiziente DurchfÃ¼hrung
von Prozessverfahren, kostengÃ¼nstige Prozessgestaltung und Streitschlichtung
sowie Erhaltung des Familienfriedens gesetzt hat. Der Vereinszweck soll gemÃ¤Ã�
Â§ 2 der Satzung durch die Abhaltung von Fortbildungs- und
Vortragsveranstaltungen, die Verfassung von Druckschriften sowie die gezielte
Information der Medien zum Thema Schiedsgerichtsbarkeit im Erbrecht erreicht
werden.

Die Beigeladene ist hauptberuflich als selbstÃ¤ndige RechtsanwÃ¤ltin in einer
Kanzlei tÃ¤tig und Pflichtmitglied im Versorgungswerk der RechtsanwÃ¤lte in Baden-
WÃ¼rttemberg. Sie ist zudem aufgrund des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags vom
01.04.2004 fÃ¼r den KlÃ¤ger als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin tÃ¤tig. Ihr
TÃ¤tigkeitsbereich umfasst nach Â§ 1 des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags die
Einrichtung und Verwaltung von GeschÃ¤ftsstellen, die Akquisition neuer
GeschÃ¤ftsstellen, die Ã�berwachung und Koordination der Schiedsverfahren, die
Koordination der Presse- und Ã�ffentlichkeitsarbeit sowie die Koordination von
Meetings der GeschÃ¤ftsstellenleiter. Sie erhielt fÃ¼r ihre vertragliche TÃ¤tigkeit
ein monatliches Honorar iHv zunÃ¤chst 750 EUR (Â§ 2 des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags), in der Zeit vom 01.01.2012 bis 31.07.2013 iHv 1.200
EUR. Am 10.07.2013 schlossen der KlÃ¤ger und die Beigeladene einen Vertrag
Ã¼ber die freie Mitarbeit der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen ab 01.08.2013 bei im
Wesentlichen gleichen Auftragsinhalten. Die Beigeladene erhielt fÃ¼r ihre freie
Mitarbeit ab dem 01.08.2013 monatlich einen Betrag iHv 1.800 EUR zuzÃ¼glich
Mehrwertsteuer, ab 01.08.2014 iHv 2.000 EUR. Seit 01.08.2015 ist sie auÃ�erdem
Vorstandsmitglied des Vereins.

Der "Vertrag Ã¼ber freie Mitarbeit" vom 10.07.2013 lautet auszugsweise wie folgt:
Â§ 1 TÃ¤tigkeit Die Auftragnehmerin, Frau RechtsanwÃ¤ltin U. S.-S., Ã¼bernimmt
ab 01.08.2013 fÃ¼r den Auftraggeber folgende TÃ¤tigkeiten als Auftragnehmerin:
&61485; Einrichtung und Verwaltung von GeschÃ¤ftsstellen &61485; Akquisition
neuer GeschÃ¤ftsstellen &61485; Ã�berwachung und Koordination der
Schiedsverfahren &61485; Koordination der Presse- und Ã�ffentlichkeitsarbeit
&61485; Koordination von Meetings der GeschÃ¤ftsstelleninhaber &61485;
Koordination von Seminaren Die Auftragnehmerin unterliegt bei der DurchfÃ¼hrung
der Ã¼bertragenen TÃ¤tigkeiten keinen Weisungen des Auftraggebers. Sie ist in der
Gestaltung ihrer TÃ¤tigkeit frei. Auf besondere vereinsspezifische Belange im
Zusammenhang mit ihrer TÃ¤tigkeit ist jedoch RÃ¼cksicht zu nehmen. Die
Auftragnehmerin ist an keinerlei Vorgaben zum Arbeitsort oder Arbeitszeit
gebunden. Projektbezogene Zeitvorgaben des Auftraggebers sind ebenso
einzuhalten wie fachliche Vorgaben, soweit diese zur ordnungsgemÃ¤Ã�en
VertragsdurchfÃ¼hrung erforderlich sind. Die Auftragnehmerin ist ferner berechtigt,
AuftrÃ¤ge des Auftraggebers ohne Angabe von GrÃ¼nden abzulehnen. Â§ 2
Leistungserbringung Die Auftragnehmerin ist verpflichtet, die Arbeitsleistung
hÃ¶chstpersÃ¶nlich zu erbringen, soweit es sich um juristische Fragestellungen
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handelt. Die Hinzuziehung eigener Mitarbeiter oder die Vergabe von
UnterauftrÃ¤gen bedarf der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers. Kosten
hierfÃ¼r hat die Auftragnehmerin zu tragen. Die Auftragnehmerin ist frei in der
Wahl ihres Arbeitsortes. Soweit in EinzelfÃ¤llen eine Anwesenheit in den
VereinsrÃ¤umen erforderlich ist, stellt der Auftraggeber nach jeweiliger vorheriger
Absprache die entsprechenden Einrichtungen zur VerfÃ¼gung. Der Auftraggeber
stellt der Auftragnehmerin alle zur AusÃ¼bung ihrer TÃ¤tigkeit erforderlichen
Informationen, Hilfsmittel und Unterlagen zur VerfÃ¼gung â�¦ Â§ 3 Honorar Die
Auftragnehmerin erhÃ¤lt fÃ¼r ihre freie Mitarbeit ab dem 01.08.2013 monatlich
einen Betrag iHv 1.800 EUR zzgl Mehrwertsteuer. Â§ 4 Aufwendungsersatz und
sonstige AnsprÃ¼che Die Auftragnehmerin hat Anspruch auf Ersatz der
abgerechneten und nachgewiesenen Aufwendungen, die ihr im Rahmen dieser
Vereinbarung in der AusÃ¼bung ihrer TÃ¤tigkeit entstehen. Das NormalmaÃ�
erheblich Ã¼bersteigende Ausgaben werden jedoch nur dann ersetzt, wenn die
Auftragnehmerin zuvor die Zustimmung des Auftraggebers eingeholt hat. FÃ¼r die
Versteuerung der VergÃ¼tung hat die Auftragnehmerin selbst zu sorgen. Â§ 5
Haftung und GewÃ¤hrleistung Sollte der Auftraggeber auf Grund von Leistungen,
die von der Auftragnehmerin erbracht wurden, in Haftung genommen werden, so
verpflichtet sich die Auftragnehmerin gegenÃ¼ber dem Auftraggeber, diesen von
derlei Haftung freizustellen. Die Auftragnehmerin ist zur Nachbesserung
verpflichtet, soweit die AusfÃ¼hrung der Arbeiten MÃ¤ngel aufweisen â�¦ Â§ 7
Konkurrenz Die Auftragnehmerin darf auch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig sein.
Will die Auftragnehmerin allerdings auch fÃ¼r einen unmittelbaren Wettbewerber
des Auftraggebers tÃ¤tig werden, bedarf dies der vorherigen schriftlichen
Zustimmung des Auftraggebers. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, fÃ¼r jeden
Fall der Zuwiderhandlung eine Vertragsstrafe iHv 1.000 EUR, maximal 3.000 EUR zu
zahlen â�¦ Â§ 10 Freistellung Die Auftragnehmerin ist jederzeit freigestellt, ihrer
anwaltlichen TÃ¤tigkeit nachzugehen. Der Auftraggeber erklÃ¤rt sich insoweit
einverstanden, dass die Auftragnehmerin als RechtsanwÃ¤ltin tÃ¤tig ist und diese
TÃ¤tigkeit jederzeit ausÃ¼ben kann. Ihr ist es jederzeit gestattet, anwaltliche
Mandate wahrzunehmen, zu bearbeiten ohne, dass der Auftraggeber irgendeinen
Einfluss, gleichgÃ¼ltig ob zeitlich oder inhaltlich, darauf nehmen kann â�¦ Nach der
Satzung des KlÃ¤gers erhalten GrÃ¼ndungsmitglieder ein Sonderrecht. Sie sind
Mitglieder auf Lebenszeit (Â§ 3 Ziff 3 der Satzung). Werden GrÃ¼ndungsmitglieder
in den Vorstand gewÃ¤hlt, so wird ihnen hierdurch ein Sonderrecht auf
ZugehÃ¶rigkeit zum Vorstand auf die Dauer der Mitgliedschaft im Verein
eingerÃ¤umt. GemÃ¤Ã� Â§ 3 Ziff 4 der Satzung kann der Vorstand einem Mitglied
nach freiem Ermessen den Status eines GrÃ¼ndungsmitglieds verleihen. Hiermit
verbunden sind alle Sonderrechte, die GrÃ¼ndungsmitgliedern durch diese Satzung
eingerÃ¤umt werden, insbesondere auch fÃ¼r den Fall, dass diese in den Vorstand
gewÃ¤hlt werden. Vereinsorgane sind gemÃ¤Ã� Â§ 5 die Mitgliederversammlung,
der Vereinsvorstand, das PrÃ¤sidium sowie der wissenschaftliche Beirat. Der
Vorstand besteht gemÃ¤Ã� Â§ 6 der Satzung aus bis zu drei, von der
Mitgliederversammlung gewÃ¤hlten Personen. Der Verein wird gerichtlich und
auÃ�ergerichtlich durch je zwei Vorstandsmitglieder vertreten. Vorstandsmitglieder,
auf die die Regelung des Â§ 3 Ziffer 3 der Satzung Anwendung findet, sind stets
alleinvertretungsberechtigt (Â§ 6 Ziffer 2a der Satzung). Der Vorstand ist fÃ¼r alle
Angelegenheiten des Vereins zustÃ¤ndig, soweit diese nicht durch die Satzung der
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Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Alle GeschÃ¤fte der laufenden Verwaltung
sowie die DurchfÃ¼hrung sÃ¤mtlicher Vereinsangelegenheiten obliegen dem
Vorstand, der von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit ist. Der Vorstand
erhÃ¤lt fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit Auslagenersatz sowie eine der Aufgabenstellung und
dem Arbeitsaufwand angemessene VergÃ¼tung. Die HÃ¶he dieser VergÃ¼tung
wird von der Mitgliederversammlung festgelegt (Â§ 6 Ziff 3 und 4 der Satzung). Der
Vorstand wird von der Mitgliederversammlung des Vereins auf die Dauer von acht
Jahren gewÃ¤hlt. Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl des Nachfolgers im Amt.
Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wÃ¤hlen. Zu Vorstandsmitgliedern kÃ¶nnen
nur ordentliche Mitglieder oder FÃ¶rderermitglieder des Vereins gewÃ¤hlt werden.
Die Abberufung des Vorstands im Sinne von Â§ 27 Abs 2 BGB kann nur aus
wichtigem Grund erfolgen. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Ziff 1 der Satzung ist die
Mitgliederversammlung das oberste Vereinsorgan. Sie ist vom Vorstand
einzuberufen, wenn das Vereinsinteresse es erfordert, unbeschadet der Regelung in
Â§ 37 BGB. Die Mitgliederversammlung ist fÃ¼r folgende Angelegenheiten
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Ziffer 2 der Satzung zustÃ¤ndig: &61485; Wahl und Abberufung der
Mitglieder des Vorstands &61485; Beschlussfassung Ã¼ber SatzungsÃ¤nderungen
â�� AuflÃ¶sung des Vereins &61485; Entscheidung Ã¼ber zulÃ¤ssigerweise
gestellte AntrÃ¤ge. Die Mitgliederversammlung ist auch dann einzuberufen, wenn
mindestens ein Drittel der ordentlichen Vereinsmitglieder dies schriftlich unter
Angabe des Zweckes und der GrÃ¼nde verlangt. BeschlÃ¼sse der
Mitgliederversammlung sind grundsÃ¤tzlich mit einfacher Mehrheit der
stimmberechtigten Mitglieder zu fassen. Zu einer SatzungsÃ¤nderung, zu einer
Ã�nderung von BeschlÃ¼ssen der Mitgliederversammlung sowie zu
VereinsauflÃ¶sung ist eine 3/4 Mehrheit erforderlich. Zur GÃ¼ltigkeit von
BeschlÃ¼ssen zur SatzungsÃ¤nderung ist die Zustimmung des
GrÃ¼ndungsvorstands erforderlich (Sonderrecht).

Im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r den Zeitraum 01.01.2008 bis 31.12.2011
wurde die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin fÃ¼r den KlÃ¤ger
als abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung beurteilt unter Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen (bestandskrÃ¤ftiger Bescheid vom 07.03.2013 in der
Gestalt des Ã�nderungsbescheids vom 08.03.2013).

Die hier streitige BetriebsprÃ¼fung bezieht sich auf den Zeitraum 01.01.2012 bis
31.12.2015. Nach AnhÃ¶rung mit Schreiben vom 31.05.2017 forderte die Beklagte
fÃ¼r diesen Zeitraum mit Bescheid vom 04.08.2017 BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung und zur ArbeitsfÃ¶rderung nebst Umlagen iHv 26.287,68 EUR
inklusive 7.340 EUR SÃ¤umniszuschlÃ¤ge. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte
aus, dass die Beigeladene in der Zeit vom 01.01.2012 bis 31.12.2015 als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin des KlÃ¤gers in einem abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis tÃ¤tig gewesen sei. Dabei seien die ZeitrÃ¤ume vom
01.01.2012 bis 30.07.2013 und vom 01.08.2013 bis 31.12.2015 separat beurteilt
worden. Vorstandsmitglieder des Vereins seien keine Arbeitnehmer des Vereins,
wenn sie nur ehrenamtlich tÃ¤tig seien, also nur ihre Auslagen ersetzt bekommen
wÃ¼rden. Erhalte ein Vorstandsmitglied allerdings eine feste monatliche
VergÃ¼tung, so liege regelmÃ¤Ã�ig ein ArbeitsverhÃ¤ltnis vor. Dasselbe gelte fÃ¼r
den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eines Vereins. Dies habe auch das Bundessozialgericht
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(BSG) im Urteil vom 19.06.2001 bestÃ¤tigt. Laut der Satzung erhalte der Vorstand
fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit Auslagenersatz sowie eine der Aufgabenstellung und dem
Arbeitsaufwand angemessene VergÃ¼tung. Im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung sei
angegeben worden, dass das unternehmerische Risiko der Beigeladenen aufgrund
ihrer weiteren TÃ¤tigkeit als RechtsanwÃ¤ltin und der damit verbundenen
Einnahmequellen Ã¤uÃ�erst gering sei. AuÃ�erdem sei die Betriebsorganisation
dahingehend Ã¼berarbeitet worden, dass die Beigeladene durch Abschluss des
Vertrags Ã¼ber die freie Mitarbeit nun ihre TÃ¤tigkeit vollkommen unabhÃ¤ngig
und ohne Bindungen oder Weisungen hinsichtlich des KlÃ¤gers durchfÃ¼hren
kÃ¶nne. Die vom 01.01.2012 bis 31.07.2013 gezahlte VergÃ¼tung von monatlich
1.200 EUR zeige, dass die Beigeladene mehr als eine ehrenamtliche TÃ¤tigkeit
ausÃ¼be. Dies sei fÃ¼r VorstÃ¤nde von Vereinen zulÃ¤ssig, ziehe jedoch die
Sozialversicherungspflicht nach sich. Vorstandsmitglieder seien immer
zwangslÃ¤ufig durch die Eigenart ihrer Rechtsbeziehung zum Verein in den Betrieb
eingegliedert. FÃ¼r die Zeit vom 01.08.2013 bis 31.12.2015 habe die Beigeladene
eine VergÃ¼tung von monatlich 1.800 EUR und spÃ¤ter 2.000 EUR erzielt, so dass
von einer mehr als ehrenamtlich ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit auszugehen sei. Da die
Beigeladene hauptberuflich selbststÃ¤ndig tÃ¤tig sei, sei die nebenberuflich
ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung kranken- und pflegeversicherungsfrei. Eine Befreiung
von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der Mitgliedschaft in einer
berufsstÃ¤ndischen Versorgung liege nach Â§ 6 Abs 1 Nr 1 Sozialgesetzbuch
Sechstes Buch (SGB VI) nicht vor. Daher seien PflichtbeitrÃ¤ge zur Renten- und
Arbeitslosenversicherung fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2012 bis 31.12.2015 sowie
Umlagen nachzuberechnen gewesen.

Mit seinem Widerspruch vom 11.08.2017 machte der KlÃ¤ger geltend, dass nach
der Satzung der Vorstand die Mitgliederversammlung einberufe. Der Vorstand
werde auf die Dauer von acht Jahren von der Mitgliederversammlung gewÃ¤hlt und
bleibe bis zur Neuwahl eines Nachfolgers im Amt. Demnach kÃ¶nne â�� solange der
Vorstand selbst keine Mitgliederversammlung einberufe â�� keine neue Wahl
stattfinden und somit sei eine Abwahl eines Vorstandes durch den Vorstand selbst
beeinflussbar. Auch die Bestellung eines Vertreters eines Vorstandsmitglieds erfolge
durch den Vorstand selbst. Die VorstÃ¤nde seien alleinvertretungsberechtigt und
von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit. Weisungen kÃ¶nne die
Mitgliederversammlung nicht erteilen. Ein Weisungsrecht sei in der Satzung nicht
geregelt. Lediglich in Â§ 6 Ziff 3 der Satzung sei geregelt, dass der Vorstand fÃ¼r
alle Angelegenheiten des Vereins zustÃ¤ndig sei, soweit diese nicht auf die
Mitgliederversammlung Ã¼bertragen worden seien. Hierzu gehÃ¶re die
SatzungsÃ¤nderung, AuflÃ¶sung des Vereins und die Wahl des Vorstandes. Da noch
keine Mitgliederversammlung stattgefunden habe, fehle es auch an konkreten
Weisungen durch Mitgliederversammlungen und BeschlÃ¼sse, die die
Vorstandschaft auszufÃ¼hren habe. Die Beigeladene sei damit lediglich der
Satzung unterworfen. Auch dass weder Anwesenheitszeiten geregelt seien, noch
Betriebsmittel zur VerfÃ¼gung gestellt wÃ¼rden, noch die AusÃ¼bung der
TÃ¤tigkeit in den RÃ¤umlichkeiten des Vereins stattzufinden habe, seien
wesentliche Kriterien fÃ¼r die UnabhÃ¤ngigkeit des Vorstandes bzw der
Beigeladenen, die seit 01.08.2015 ebenfalls Vorstandsmitglied sei. Ein
Unternehmerrisiko sei auch darin zu sehen, dass die Vorstandschaft bzw auch die
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung selbst die Geschicke des Vereins leiten mÃ¼sse und nur durch
Akquisition und Mitgliederwerbung die entsprechenden VergÃ¼tungen auch durch
den Verein entrichtet werden kÃ¶nnten. Aufgrund der Gestaltung der Satzung und
der DurchfÃ¼hrung der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen liege eine selbststÃ¤ndige
BeschÃ¤ftigung vor. Da die Mitgliedschaft der Beigeladenen im Versorgungswerk
der RechtsanwÃ¤lte bereits von Anfang an bestanden habe, sei deshalb keine
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht erteilt worden. Da ihre TÃ¤tigkeit
fÃ¼r den KlÃ¤ger aber im Wesentlichen juristischer Natur sei, seien die
entsprechenden Regelungen auch zumindest analog anzuwenden und daher, selbst
wenn man zu einer Sozialversicherungspflicht komme, doch
Rentenversicherungsfreiheit anzunehmen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 07.02.2018 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 7 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV)
sei die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis.
Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung seien eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und
eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Nach den
vorliegenden Unterlagen, insbesondere des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags, der
Satzung des KlÃ¤gers und dem Vertrag Ã¼ber freie Mitarbeit sei im vorliegenden
Fall fÃ¼r den gesamten PrÃ¼fzeitraum von einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
auszugehen. Als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin des KlÃ¤gers sei die Beigeladene analog zu
einem FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in einem Betrieb zu beurteilen.
FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gehÃ¶rten als leitende Angestellte zu den BeschÃ¤ftigten.
Dies gelte selbst dann, wenn die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in ihrer TÃ¤tigkeit weitgehend
weisungsfrei seien oder sie dem Direktionsrecht des Vereins nur eingeschrÃ¤nkt
unterlÃ¤gen. Die nach der Satzung des Vereins ausgeÃ¼bte Ã�berwachung fÃ¼hre
bereits grundsÃ¤tzlich zu einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung im Sinne der
Sozialversicherung. Seit 01.08.2013 sei die Beigeladene zudem noch
Vorstandsmitglied des KlÃ¤gers. Erhalte ein Vorstandsmitglied eine feste
monatliche VergÃ¼tung, so liege regelmÃ¤Ã�ig ein ArbeitsverhÃ¤ltnis vor. Die an
die Beigeladene gezahlte monatliche VergÃ¼tung zeige, dass sie mehr als eine nur
ehrenamtliche TÃ¤tigkeit ausÃ¼be. Ein weiterer wichtiger Punkt sei das Fehlen
eines Unternehmerrisikos. Bezogen auf die bei der KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bte Arbeit
habe die Beigeladene kein wesentlich ins Gewicht fallendes Unternehmerrisiko zu
tragen. Werde vor dem 01.11.2012 vom berufsstÃ¤ndisch Versorgten eine klassisch
berufsstÃ¤ndische TÃ¤tigkeit als vermeintlich SelbstÃ¤ndiger aufgenommen und
nachtrÃ¤glich bei einer BetriebsprÃ¼fung rÃ¼ckwirkend festgestellt, dass der
berufsstÃ¤ndisch Versorgte als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter zu beurteilen sei, stehe
dieser Feststellung nicht entgegen, dass rechtsirrtÃ¼mlich unterlassen worden sei,
fÃ¼r dieses BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht nach Â§ 6 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI zu beantragen. Das
Risiko einer versicherungsrechtlichen Fehlbeurteilung gehe zu Lasten des
berufsstÃ¤ndisch Versorgten. Da im vorliegenden Fall keine Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht erteilt worden sei, seien nach der Feststellung der
Versicherungspflicht BeitrÃ¤ge nachzuentrichten.

Hiergegen richtet sich zum Sozialgericht Mannheim (SG) erhobene Klage vom
08.03.2018. Aus Sicht des KlÃ¤gers kann dahingestellt bleiben, ob die Beigeladene
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neben der TÃ¤tigkeit als Vorstand zusÃ¤tzlich noch als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin tÃ¤tig
sei. So sei doch ihre TÃ¤tigkeit frei von jeglichen Weisungen und sie unterliege nur
den BeschrÃ¤nkungen der Satzung. Denen sei sowohl ein
GesellschaftergeschÃ¤ftsfÃ¼hrer als auch ein reiner Vereinsvorstand verpflichtet.
Die Beigeladene sei in ihrer HaupttÃ¤tigkeit RechtsanwÃ¤ltin. Da diese TÃ¤tigkeit
gerade in den Bereichen Erbrecht und Mediation in der Kanzlei R. erfolge, habe es
sich angeboten, dass die Beigeladene auch in den entsprechenden Vereinen tÃ¤tig
werde. Da der Einsatz fÃ¼r den Verein gleichzeitig einen Umsatzverlust in der
RechtsanwaltstÃ¤tigkeit bedeute, mÃ¼sse dieser als EntschÃ¤digung entsprechend
ausgeglichen werden. Die Beklagte habe auÃ�erdem verkannt, dass nicht
automatisch ein ArbeitsverhÃ¤ltnis anzunehmen sei, wenn ein Vorstandsmitglied
eine feste monatliche VergÃ¼tung statt einer AufwandsentschÃ¤digung erhalte. Die
AufwandsentschÃ¤digung, die hier fÃ¼r die Beigeladene bezahlt werde, entspreche
den GrundsÃ¤tzen einer TÃ¤tigkeit eines Rechtsanwalts und orientiere sich auch an
dem durchschnittlichen Stundeneinsatz fÃ¼r den Verein. Die TÃ¤tigkeit, die die
Beigeladene fÃ¼r den KlÃ¤ger erbringe, sei Ã¼berwiegend juristisch geprÃ¤gt. Dies
sei auch Zweck des Vereins. Des Weiteren verkenne die Beklagte, dass die
Beigeladene bereits im Rahmen ihrer Zahlungen an das berufsstÃ¤ndische
Versorgungswerk ihre Beitragsbemessungsgrenze voll ausgeschÃ¶pft habe und gar
nicht zu weiteren Rentenbeitragszahlungen verpflichtet sein kÃ¶nne. Dies fÃ¼hre
nÃ¤mlich mÃ¶glicherweise zu einer doppelten Zahlung bis hin zu einer doppelten
Beitragsbemessungsgrenze, was vom Gesetzgeber nicht gewollt sei. Hierzu werde
auf die BroschÃ¼re der Beklagten "SelbstÃ¤ndige und Versicherungspflicht"
verwiesen, wonach die Kombination von einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis neben
einer SelbstÃ¤ndigkeit zu einer Mehrfachversicherung fÃ¼hre. Die BeitrÃ¤ge seien
dann grundsÃ¤tzlich aus jeder einzeln entstandenen Versicherungspflicht zu zahlen,
insgesamt jedoch hÃ¶chstens bis zur Beitragsbemessungsgrenze. Dies
Ã¼bertragen auf die freiberuflichen VerhÃ¤ltnisse dÃ¼rfe dann entsprechend bei
einer Versicherungsfreiheit bei SelbstÃ¤ndigkeit der Freiberufler im
Zusammentreffen mit einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung nichts anderes gelten.
Auch die Freiberufler seien im Rahmen ihrer Zwangsmitgliedschaft in den
Versorgungswerken als pflichtversichert in der Alters-, InvaliditÃ¤ts- und
Hinterbliebenenversorgung. Im vorliegenden Fall werde aber statuiert, dass die
Beitragszahlung der Beigeladenen Ã¼ber die Beitragsbemessungsgrenze hinaus
erfolgen solle.

Mit Gerichtsbescheid vom 03.04.2019 hat das SG die Klage abgewiesen.
Rechtsgrundlage fÃ¼r den angefochtenen Bescheid sei Â§ 28p SGB IV. Die
Beigeladene sei im gesamten PrÃ¼fzeitraum beim KlÃ¤ger abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt
und daher versicherungspflichtig in der Rentenversicherung und nach dem Recht
der ArbeitsfÃ¶rderung gewesen. Im Zeitraum 01.01.2012 bis 31.07.2013 sei die
Beigeladene als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin tÃ¤tig gewesen. Im
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag vom 01.04.2004 seien die Pflichten nur ansatzweise
geregelt, eine Regelung hinsichtlich Arbeitszeit, Fortzahlung im Krankheitsfall oder
Urlaub finde sich beispielsweise nicht. Der TÃ¤tigkeitsbereich der Beigeladenen
habe in der Einrichtung von Verwaltung und GeschÃ¤ftsstellen, in der Akquise neuer
GeschÃ¤ftsstellen, in der Ã�berwachung und Koordination der Schiedsverfahren
sowie in der Koordination der Presse- und Ã�ffentlichkeitsarbeit bestanden. In Â§ 3
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des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags sei die Freistellung der Beigeladenen geregelt,
wonach sie jederzeit ihrer anwaltlichen TÃ¤tigkeit nachgehen kÃ¶nne. Sie sei
insoweit in der TÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger an keine festen Arbeitszeiten gebunden
und kÃ¶nne jederzeit Mandate wahrnehmen. Dies spreche eher dafÃ¼r, dass die
Beteiligten selbst kein sozialversicherungspflichtiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
eingehen wollten. Andererseits enthalte der Vertrag Regelungen, die fÃ¼r ein
ArbeitsverhÃ¤ltnis typisch und fÃ¼r das Gesamtbild einer BeschÃ¤ftigung prÃ¤gend
seien. So habe die Beigeladene Ã¼ber ihre TÃ¤tigkeit der erbrechtlichen Beratung
jederzeit auf Anfrage den Vorstand zu informieren gehabt. Sie erhalte dafÃ¼r eine
monatliche feste VergÃ¼tung. Das seien typische Elemente eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses. FÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung der Beigeladenen
spreche insbesondere die Art und Weise der Eingliederung in den Betrieb des
KlÃ¤gers. Diese in Â§ 7 Abs 1 SGB IV vom Gesetzgeber vorgegebene Definition der
BeschÃ¤ftigung sei auch im Falle der Beigeladenen in ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r den
Verein heranzuziehen. FÃ¼r eine Weisungsgebundenheit der Beigeladenen spreche
schon der Vereinszweck und der Inhalt ihres Vertrags und die Satzung des KlÃ¤gers.
Alle GeschÃ¤fte der laufenden Verwaltung sowie die DurchfÃ¼hrung sÃ¤mtlicher
Vereinsangelegenheiten oblÃ¤gen dem Vorstand, der von den BeschrÃ¤nkungen
des Â§ 181 BGB befreit sei. Hieraus sei ersichtlich, dass die Beigeladene in ihrer
TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin tatsÃ¤chlich jederzeit den Weisungen des
Vereinsvorstands unterliege und schon unter diesem Gesichtspunkt von einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung auszugehen sei. Insbesondere zeige aber auch die
monatlich feste VergÃ¼tung, dass die Beigeladene kein eigenes unternehmerisches
Risiko trage, welches fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit typisch sei. Ein Risiko,
ihren Einsatz nicht vergÃ¼tet zu bekommen, trage sie nicht.

Im Zeitraum ab 01.08.2013 sei die Beigeladene aufgrund des am 10.07.2013
geschlossenen Vertrags Ã¼ber freie Mitarbeit tÃ¤tig, zudem sei sie auch
Vorstandsmitglied. Eine geÃ¤nderte Beurteilung ergebe sich hierdurch nicht. Am
Aufgabengebiet der Beigeladenen habe sich nichts geÃ¤ndert, gegenÃ¼ber dem
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag aus dem Jahr 2004 enthalte der Vertrag Ã¼ber freie
Mitarbeit sogar detailliertere Regelungen. So habe die Beigeladene nach Â§ 2 des
Vertrags ihre Arbeitsleistung hÃ¶chstpersÃ¶nlich zu erbringen und erhalte im
Gegenzug eine monatlich feste VergÃ¼tung. Obwohl im Vertrag geregelt sei, dass
sie bei der DurchfÃ¼hrung ihrer TÃ¤tigkeit nicht den Weisungen des Auftraggebers
unterliege und in der Gestaltung ihrer TÃ¤tigkeit nach Umfang, Zeit und Ort frei sei,
habe sie nach dem Vertrag auf die besonderen Belange des Vereins RÃ¼cksicht zu
nehmen. Fehle es an konkreten arbeitskraftbezogenen Weisungen des
Auftraggebers hinsichtlich Art, Zeit und Ort der TÃ¤tigkeit, was insbesondere bei
Spezialisten ihres Faches der Fall sein kÃ¶nne, kÃ¶nne die aus dem Direktionsrecht
des Arbeitgebers folgende Weisungsgebundenheit des Auftragnehmers vornehmlich
bei so genannten Diensten hÃ¶herer Art eingeschrÃ¤nkt und zur funktionsgerecht
dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess verfeinert sein. Insoweit spiele es keine
Rolle, dass der Beigeladenen keine konkreten Weisungen bezÃ¼glich Art, Zeit und
Ort ihrer TÃ¤tigkeit erteilt wÃ¼rden. Erst recht sei unerheblich, dass sie neben ihrer
TÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger als selbstÃ¤ndige RechtsanwÃ¤ltin eine eigene
BetriebsstÃ¤tte unterhalte und ihre Arbeit â�� mÃ¶glicherweise auch die fÃ¼r den
KlÃ¤ger zu verrichtenden Aufgaben â�� dort erledige. Erteile nÃ¤mlich die
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Beigeladene fÃ¼r den Verein Informationen Ã¼ber das Erbrecht im Allgemeinen
oder Ã¼berwache, koordiniere und erstelle sie Presseinformationen, tue sie dies
nicht im eigenen Namen im Rahmen ihrer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als
RechtsanwÃ¤ltin, sondern im Namen und im Auftrag des KlÃ¤gers. Auch die
Funktion eines Mitglieds des Vorstands fÃ¼hre zu keinem anderen Ergebnis. Der
Vorstand werde gemÃ¤Ã� Â§ 6 der Satzung von der Mitgliederversammlung
gewÃ¤hlt. Die Mitgliederversammlung sei das oberste Vereinsorgan und vom
Vorstand einzuberufen. Die Mitgliederversammlung kÃ¶nne die Mitglieder des
Vorstands wÃ¤hlen und abberufen und BeschlÃ¼sse Ã¼ber die
SatzungsÃ¤nderungen fassen. Im Ergebnis sei auch die Beigeladene als Mitglied des
Vorstands in dieser Eigenschaft als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigte anzusehen, denn ihr
oblÃ¤gen hierdurch keine weiteren Rechte, welche auf eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit schlieÃ�en lieÃ�en. Insbesondere zeige aber auch die monatlich feste
VergÃ¼tung, dass die Beigeladene im Rahmen ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger
kein eigenes unternehmerisches Risiko trage, welches fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit typisch sei. Die Beigeladene habe zwar neben vorliegender streitiger
BeschÃ¤ftigung noch weitere EinkÃ¼nfte aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit. Diese seien
im Rahmen der Beitragsbemessungsgrenze jedoch nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig,
da nur die Entgelte aus beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen
maÃ�geblich fÃ¼r das Ã�berschreiten der Bemessungsgrenzen seien. Insoweit
fÃ¼hre auch der klÃ¤gerische Hinweis auf den Inhalt der BroschÃ¼re der Beklagten
"SelbstÃ¤ndig â�� wie die Rentenversicherung sie schÃ¼tzt" zu keinem anderen
Ergebnis. Hier wÃ¼rden Fallkonstellationen beschrieben, wann SelbstÃ¤ndige in der
gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert seien und dann neben ihrer
vielleicht bestehenden abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung aus beiden
VersicherungsverhÃ¤ltnissen BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Rentenversicherung
(lediglich) bis zur Beitragsbemessungsgrenze leisten mÃ¼ssten. Hier liege die
Fallkonstellation jedoch gÃ¤nzlich anders, denn hier fÃ¼hre die selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit (als RechtsanwÃ¤ltin) eben nicht zur gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht. Daher kÃ¶nne die Beitragszahlung aus der freien
TÃ¤tigkeit in ein dafÃ¼r vorgesehenes Versorgungssystem auch nicht bei der
Beitragszahlung im System der gesetzlichen Rentenversicherung berÃ¼cksichtigt
werden.

Gegen den seinem BevollmÃ¤chtigten am 10.04.2019 zugestellten
Gerichtsbescheid richtet sich die am 10.05.2019 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers.
Richtigerweise sei die PrÃ¼fung in zwei ZeitrÃ¤ume unterteilt worden. Im Zeitraum
01.01.2012 bis 31.07.2013 sei die Beigeladene nur GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin gewesen.
Das SG beziehe sich nur auf das Merkmal unternehmerisches Risiko. Nicht richtig
beurteilt werde, dass die Beigeladene in den klÃ¤gerischen Verein nicht
eingegliedert gewesen sei. Theoretisch habe eine Weisungsgebundenheit durch den
Vorstand bestanden, jedoch habe sich dieser komplett zurÃ¼ckgezogen und weder
Mitgliederversammlungen abgehalten noch sonstige TÃ¤tigkeiten durchgefÃ¼hrt,
vielmehr alles der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung Ã¼berlassen. Faktisch habe daher
Ã¼berhaupt keine Weisungsgebundenheit bestanden. Im Zeitraum 01.08.2013 bis
31.12.2015 habe die Beigeladene aufgrund Â§ 6 sowie Â§ 7 Ziff 6 der Satzung den
Status eines GrÃ¼ndungsmitglieds erhalten, wodurch sie die MÃ¶glichkeit gehabt
habe, BeschlÃ¼sse der Mitgliederversammlung zu blockieren. Damit habe sie die
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Rechtsmacht erhalten, dass Mitgliederversammlung und Vorstand nicht gegen ihren
Willen arbeiten kÃ¶nnten. Zumindest ab diesem Zeitpunkt bestehe keine
Eingliederung mehr. Soweit das SG die Beitragsbemessungsgrenzen nicht
anwenden wolle, gehe dies fehl; diese seien bei Kombination der Beitragspflicht im
Versorgungswerk und TÃ¤tigkeit im Verein entsprechend zu beachten. Ansonsten
bestehe eine Doppelversicherung im Rentenbereich.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Mannheim vom 03.04.2019 und den
Bescheid der Beklagten vom 04.08.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
07.02.2018 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt an ihrer bisherigen Auffassung fest.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Berufung ist statthaft und zulÃ¤ssig. Richtige Klageart ist die
isolierte Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs 1 Satz 1 1. Alt SGG). Der Erhebung auch einer
damit verbundenen Feststellungsklage bedarf es bei einer Klage gegen einen
Beitragsbescheid auf der Grundlage von Â§ 28p SGB IV nicht. Eine (zusÃ¤tzliche)
Feststellungsklage wÃ¤re Ã¼berdies unzulÃ¤ssig, da die Beschwer des KlÃ¤gers mit
der Aufhebung des angefochtenen Bescheides vollstÃ¤ndig beseitigt ist und es fÃ¼r
eine auf die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer
Versicherungspflicht der bei ihm BeschÃ¤ftigten gerichteten Feststellungsklage an
einem Feststellungsinteresse fehlt.

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die Klage abgewiesen. Der
streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom 04.08.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 07.02.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die Beklagte hat zu Recht vom KlÃ¤ger BeitrÃ¤ge
in HÃ¶he von 26.287,68 EUR inklusive SÃ¤umniszuschlÃ¤ge gefordert. Die
Beigeladene Ã¼bte ihre TÃ¤tigkeit beim KlÃ¤ger in der Zeit vom 01.01.2012 bis
31.12.2015 im Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses aus und
unterlag der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung.
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Rechtsgrundlage fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid ist Â§ 28p SGB IV.
Nach Â§ 28p Abs 1 SGB IV prÃ¼fen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei den
Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach dem
SGB IV, die im Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen,
ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen; sie prÃ¼fen insbesondere die Richtigkeit der
Beitragszahlungen und der Meldungen mindestens alle vier Jahre. Die PrÃ¼fung soll
in kÃ¼rzeren ZeitabstÃ¤nden erfolgen, wenn der Arbeitgeber dies verlangt. Die
Einzugsstelle unterrichtet den fÃ¼r die Arbeitgeber zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der
Rentenversicherung, wenn sie eine alsbaldige PrÃ¼fung bei dem Arbeitgeber fÃ¼r
erforderlich hÃ¤lt. Die PrÃ¼fung umfasst auch die Entgeltunterlagen der
BeschÃ¤ftigten, fÃ¼r die BeitrÃ¤ge nicht gezahlt werden. Die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung erlassen im Rahmen der PrÃ¼fung Verwaltungsakte zur
Versicherungspflicht und zur BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich
der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern; insoweit gelten Â§ 28h
Abs 2 SGB IV sowie Â§ 93 iVm Â§ 89 Abs 5 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
nicht. Zwar entscheidet grundsÃ¤tzlich gemÃ¤Ã� Â§ 28h Abs 2 Satz 1 Halbsatz 1
SGB IV die Einzugsstelle Ã¼ber die Versicherungspflicht und die BeitragshÃ¶he in
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung. Dies gilt aber ausnahmsweise nicht fÃ¼r Entscheidungen im
Rahmen einer ArbeitgeberprÃ¼fung.

BetriebsprÃ¼fungen durch den RentenversicherungstrÃ¤ger haben nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) nur eine Kontrollfunktion. Sie
sollen einerseits BeitragsausfÃ¤lle verhindern, andererseits die
SozialversicherungstrÃ¤ger davor bewahren, dass aus der Annahme von BeitrÃ¤gen
fÃ¼r nicht versicherungspflichtige Personen LeistungsansprÃ¼che entstehen. Die
Entscheidung stellt sich vor diesem Hintergrund als kombinierte â�� positive oder
negative â�� Feststellung von Versicherungspflicht und Beitragsnachentrichtung
oder Beanstandung dar. Die Besonderheit eines Bescheids nach Â§ 28p Abs 1 Satz 5
SGB IV liegt insoweit darin, dass Ã¼ber das Bestehen von Versicherungspflicht und
die daraus resultierende Beitragsnachforderung gemeinsam zu entscheiden ist. Dies
unterscheidet das NachprÃ¼fungsverfahren hinsichtlich der Feststellung der
Versicherungspflicht vom Statusfeststellungsverfahren nach Â§ 7a Abs 1 Satz 1 SGB
IV (BSG 14.09.2004, B 12 KR 1/04, SozR 4-2400 Â§ 22 Nr 2). Die hier streitigen
BeitrÃ¤ge werden als GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge vom Arbeitgeber gezahlt
(Â§ 28g Satz 1 und 2, 28e Abs 1 Satz 1 SGB IV).

Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, unterliegen grundsÃ¤tzlich ua
in der Renten- und Arbeitslosenversicherung der Versicherungs- bzw Beitragspflicht
(Â§ 1 Satz 1 Nr 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI), Â§ 25 Abs 1
Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III)). Eine Versicherungspflicht auch in der
Kranken- und Pflegeversicherung ist nicht Streitgegenstand des vorliegenden
Verfahrens, da die Beklagte BeitrÃ¤ge fÃ¼r diese Versicherungszweige nicht
erhoben hat. Insoweit steht der Versicherungspflicht die hauptberuflich ausgeÃ¼bte
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit als RechtsanwÃ¤ltin entgegen (Â§ 5 Abs 5 SGB V). Nach 
Â§ 7 Abs 1 SGB IV ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere
in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt
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eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich
abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall,
wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und er dabei einem Zeit,
Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers
unterliegt. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch
das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte,
die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im
Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich ausgehend von
den genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hÃ¤ngt
davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen. Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung ist
demnach zunÃ¤chst das VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie es sich aus den
von ihnen getroffenen Vereinbarungen ergibt oder sich aus ihrer gelebten
Beziehung erschlieÃ�en lÃ¤sst (Senatsurteil vom 18.07.2013, L 11 R 1083/12). Die
von der Rechtsprechung formulierten Kriterien orientieren sich am Typus des
Arbeitnehmers, der in Â§ 7 Abs 1 Satz 1 SGB IV als normativer Regelfall
abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung genannt wird. Kennzeichnend fÃ¼r die persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit BeschÃ¤ftigter ist ebenfalls, dass BeschÃ¤ftigte ihre Arbeitsleistung
auf der Grundlage eines gegenseitigen Vertrages oder RechtsverhÃ¤ltnisses
(insbesondere eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses) erbringen, um als Gegenleistung dafÃ¼r
eine Entlohnung zu erhalten, sodass die Arbeitsleistung bei objektiver Betrachtung
zu Erwerbszwecken erbracht wird (BSG 16.08.2017, B 12 KR 14/16 R, SozR 4-2400
Â§ 7 Nr 13; zur Rechtsfigur des Typus vgl BVerfG Beschluss vom 20.5.1996, 1 BvR
21/96, SozR 3-2400 Â§ 7 Nr 11).

Im Zeitraum 01.01.2012 bis 31.07.2013 war die Beigeladene allein aufgrund des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags von 2004 fÃ¼r den KlÃ¤ger tÃ¤tig und erhielt hierfÃ¼r
eine feste monatliche VergÃ¼tung iHv 1.200 EUR. FÃ¼r diesen Zeitraum bestehen
keine wesentlichen Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Beigeladene selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig war. Nach der Satzung des KlÃ¤gers ist der Vorstand fÃ¼r alle
Angelegenheiten des Vereins zustÃ¤ndig, ihm obliegt die FÃ¼hrung der GeschÃ¤fte
der laufenden Verwaltung (Â§ 6 Ziff 3 der Satzung). Schon dies zeigt, dass die
Beigeladene als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin nur fÃ¼r den Vorstand tÃ¤tig werden kann
und an dessen Weisungen gebunden ist. Ob im konkreten Fall der Beigeladenen
freie Hand gelassen wurde, wie in der BerufungsbegrÃ¼ndung vorgetragen, spielt
keine Rolle. Der Senat weist die Berufung insoweit aus den zutreffenden und
Ã¼berzeugenden GrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheids zurÃ¼ck und
nimmt zur Vermeidung von Wiederholungen hierauf Bezug (Â§ 153 Abs 2 SGG). Im
Ã�brigen sind offensichtlich auch der KlÃ¤ger und die Beigeladene fÃ¼r die in
diesem Zeitraum zugrundeliegende Konstellation davon ausgegangen, dass eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung hieraus folgt, denn der fÃ¼r den folgenden Zeitraum
maÃ�gebende Vertrag Ã¼ber freie Mitarbeit wurde nach ihrem eigenen Vortrag
nach Bestandskraft des BetriebsprÃ¼fungsbescheids vom 08.03.2013 betreffend
den vorangegangenen PrÃ¼fzeitraum eigens geschlossen, um insoweit eine
Ã�nderung der Rechtslage herbeizufÃ¼hren.

Jedoch bleibt es auch unter Geltung des ab 01.08.2013 maÃ�gebenden Vertrag
Ã¼ber freie Mitarbeit vom 10.07.2013 bei einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung der

                            12 / 18

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2011%20R%201083/12
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2014/16%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%2021/96
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%2021/96
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2400%20§%207%20Nr%2011
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html


 

Beigeladenen. Zwar zeigt der Vertrag â�� wie schon die Bezeichnung deutlich
macht â�� dass der KlÃ¤ger und die Beigeladene kein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis begrÃ¼nden wollten. Entsprechend findet sich auch
keine Regelung Ã¼ber bezahlten Urlaub oder Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.
Wie im vorangegangen Zeitraum gestaltet sich das Aufgabengebiet sowie die
Regelung einer festen Bezahlung iHv zunÃ¤chst 1.800 EUR und ab 01.08.2014 iHv
2.000 EUR. Die Beigeladene bleibt jedoch wie im frÃ¼heren Zeitraum eingegliedert
in den Betrieb des KlÃ¤gers. Auch tatsÃ¤chlich hat sich insoweit keinerlei
Ã�nderung ergeben. Weisungsgebundenheit und Eingliederung in den Betrieb
stehen weder in einem RangverhÃ¤ltnis zueinander, noch mÃ¼ssen sie stets
kumulativ vorliegen. Eine Eingliederung geht nicht zwingend mit einem
umfassenden Weisungsrecht einher. Die in Â§ 7 Abs 1 Satz 2 SGB IV genannten
Merkmale sind schon nach dem Wortlaut der Vorschrift nur "Anhaltspunkte" fÃ¼r
eine persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit, also im Regelfall typische Merkmale einer
BeschÃ¤ftigung und keine abschlieÃ�enden Bewertungskriterien (vgl auch BT-
Drucks 14/1855 S 6). So hat das BSG bereits 1962 im Anschluss an die
Rechtsprechung des BAG zu ChefÃ¤rzten (BAGE 11, 225) ausgefÃ¼hrt, dass das
Weisungsrecht insbesondere bei sog Diensten hÃ¶herer Art â�� heute wÃ¼rde man
von Hochqualifizierten oder Spezialisten sprechen â�� aufs StÃ¤rkste
eingeschrÃ¤nkt sein kann. Dennoch kann die Dienstleistung in solchen FÃ¤llen
fremdbestimmt sein, wenn sie ihr GeprÃ¤ge von der Ordnung des Betriebes erhÃ¤lt,
in deren Dienst die Arbeit verrichtet wird (BSG 04.06.2019, B 12 R 12/18 R). Dies ist
hier der Fall. Soweit in Â§ 1 des Vertrags ausdrÃ¼cklich geregelt ist, dass die
Beigeladene bei DurchfÃ¼hrung der TÃ¤tigkeit keinen Weisungen des KlÃ¤gers
unterliegt, wird dies sogleich relativiert durch die Verpflichtung zur
RÃ¼cksichtnahme auf vereinsspezifische Belange im Zusammenhang mit der
TÃ¤tigkeit. In gleicher Weise wird die im nachfolgenden Absatz ausgeschlossene
Bindung an Vorgaben zum Arbeitsort oder zur Arbeitszeit wieder eingeschrÃ¤nkt
durch die Verpflichtung zur Einhaltung projektbezogener Zeitvorgaben sowie die
Einhaltung "fachlicher Vorgaben, soweit diese zur ordnungsgemÃ¤Ã�en
VertragsdurchfÃ¼hrung erforderlich sind". Eine tatsÃ¤chlich nach den vertraglichen
Regelungen weisungsfreie TÃ¤tigkeit lÃ¤sst sich damit nicht feststellen. Ob konkret
im streitigen Zeitraum Weisungen erteilt wurden, spielt keine Rolle.

Ein unternehmerisches Risiko der Beigeladenen ist nicht erkennbar. Sie erhÃ¤lt eine
feste monatliche VergÃ¼tung unabhÃ¤ngig vom Erfolg ihrer TÃ¤tigkeit, wobei im
Vertrag Ã¼ber freie Mitarbeit nicht einmal der zeitliche Umfang der geschuldeten
TÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger festgelegt wird. Die Beigeladene selbst hat im
Verwaltungsverfahren von einem Aufwand von 8 bis 10 Stunden monatlich
gesprochen. Soweit vorgetragen wurde, die HÃ¶he des Honorars richte sich nach
den fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte Ã¼blichen StundensÃ¤tzen, ergibt sich daraus, dass die
Beigeladene nach den Vorstellungen der Vertragspartner in vergleichbarer Weise
verdienen soll, wie in ihrer HaupttÃ¤tigkeit als RechtsanwÃ¤ltin, gleichsam im Sinne
einer EntschÃ¤digung fÃ¼r entgangenen Gewinn. Legt man einen Umfang von 10
Stunden monatlich zugrunde, spricht die LohnhÃ¶he selbst fÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Insoweit handelt es sich allerdings nur um eines von
vielen in der GesamtabwÃ¤gung zu berÃ¼cksichtigenden Indizien (BSG 31.03.2017,
B 12 R 7/15 R, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 30; BSG 04.06.2019, B 12 R 12/18 R). Soweit in
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Â§ 5 des Vertrags Ã¼ber freie Mitarbeit eine Haftungs- und
GewÃ¤hrleistungsregelung getroffen wurde, kÃ¶nnte dies zwar fÃ¼r ein gewisses
Unternehmerrisiko sprechen. Allerdings erschlieÃ�t sich angesichts der
Aufgabengebiete der Beigeladenen (Einrichtung und Verwaltung von
GeschÃ¤ftsstellen, Akquisition neuer GeschÃ¤ftsstellen, Ã�berwachung und
Koordination der Schiedsverfahren, Koordination der Presse- und
Ã�ffentlichkeitsarbeit, Koordination von Meetings der GeschÃ¤ftsstelleninhaber,
Koordination von Seminaren) nicht, worin hier das konkrete Haftungsrisiko liegen
sollte. Auch hieraus lÃ¤sst sich daher kein Unternehmerrisiko herleiten.

Im Rahmen der GesamtwÃ¼rdigung spricht die HonorarhÃ¶he sowie der Parteiwille
fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Die der Beigeladenen mÃ¶gliche freie
Zeiteinteilung ist kein maÃ�gebendes Kriterium, da dies bei einer neben einer
hauptberuflich ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bten NebentÃ¤tigkeit schon aus
der Natur der Sache herrÃ¼hrt. Die im TatsÃ¤chlichen weitgehend weisungsfrei
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit spricht fÃ¼r eine hochqualifizierte TÃ¤tigkeit, sagt jedoch
nichts Ã¼ber den Status aus. FÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung sprechen
dagegen die betriebliche Eingliederung durch die nahezu vollstÃ¤ndige
Ã�bertragung der laufenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung unter Bindung an den
Vereinszweck auf die Beigeladene und das fehlende Unternehmerrisiko. Nur durch
die Einordnung in die Organisation des KlÃ¤gers wird letztlich die
FunktionsfÃ¤higkeit der Organisation gewÃ¤hrleistet. Der Gesichtspunkt der
betrieblichen Eingliederung ist von Ã¼berragender Bedeutung. Zusammen mit dem
fehlenden Unternehmerrisiko wird das fÃ¼r selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprechende
Indiz der LohnhÃ¶he deutlich Ã¼berlagert. Der Parteiwille hat ohnehin nur dann
ausschlaggebende Bedeutung, wenn sich im Rahmen der GesamtabwÃ¤gung kein
Ã�berwiegen der fÃ¼r abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
sprechenden Gesichtspunkte ergibt.

Ab 01.08.2015 war die Beigeladene zusÃ¤tzlich Vorstand des KlÃ¤gers und ihr war
der Status eines GrÃ¼ndungsmitglieds zuerkannt. Der Vertrag Ã¼ber freie Mitarbeit
galt unverÃ¤ndert fort â�� abweichendes haben die Beteiligten nicht vorgetragen.
Soweit die Beigeladene nunmehr anders als zuvor auch organschaftlich fÃ¼r die
FÃ¼hrung der laufenden GeschÃ¤fte zustÃ¤ndig war, ergibt sich daraus im
Ergebnis jedoch keine andere Beurteilung. Zwar fÃ¼hren BeschlÃ¼sse der
Mitgliederversammlung, die den Vorstand ggf binden, nicht zu einer
Weisungsgebundenheit der TÃ¤tigkeit. Solche BeschlÃ¼sse geben die Ausrichtung
des KlÃ¤gers vor, es handelt sich aber nicht um eine Weisung iSv Â§ 7 Abs 1 SGB IV
(vgl BSG 16.08.2017, B 12 KR 14/16 R, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 13). Bei der
Rechtsstellung eines Organs einer juristischen Person differenziert die
Rechtsprechung zwischen ReprÃ¤sentationsaufgaben bzw mitgliedschaftlicher
Verpflichtung und allgemein zugÃ¤nglicher (Verwaltungs-)TÃ¤tigkeit. Die
Besonderheiten ehrenamtlichen Engagements werden damit anerkannt und die mit
einem Ehrenamt verbundenen ReprÃ¤sentationsaufgaben als weisungsfreie, dem
Grunde nach nicht versicherungspflichtige TÃ¤tigkeiten qualifiziert (BSG
27.03.1980, 12 RK 56/78, SozR 2200 Â§ 165 Nr 44). Dagegen wird in einer
GesamtwÃ¼rdigung jedoch insgesamt abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung dann
angenommen, wenn ein ehrenamtlich TÃ¤tiger zugleich allgemein zugÃ¤ngliche
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Verwaltungsaufgaben Ã¼bernommen und zudem fÃ¼r die AusÃ¼bung dieser
TÃ¤tigkeiten eine AufwandsentschÃ¤digung erhalten hat, die Ã¼ber den
tatsÃ¤chlichen AufwÃ¤nden lag (vgl BSG Urteil vom 25.1.2006, B 12 KR 12/05 R,
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 6 mwN). Weiter wird ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in FÃ¤llen angenommen, in denen die BetÃ¤tigung
nicht allein aufgrund mitgliedschaftlicher Verpflichtung und wegen dieser
Verpflichtung ohne Erwerbszweck fÃ¼r einen Verein ausgeÃ¼bt wurde (BSG
20.12.1961, 3 RK 65/57, SozR Nr 5 zu Â§ 160 RVO; BSG 18.12.2001, B 12 KR 8/01 R,
SozR 3-2400 Â§ 7 Nr 19). Die Unentgeltlichkeit, die fÃ¼r diverse EhrenÃ¤mter auch
von Gesetzes wegen angeordnet ist (zB Â§ 27 Abs 3 Satz 2 BGB fÃ¼r
VereinsvorstÃ¤nde), ist Ausdruck dafÃ¼r, dass bei der im Rahmen ideeller Zwecke
"geleisteten Arbeit" keine maÃ�gebliche Erwerbsabsicht im Vordergrund steht.
Sofern finanzielle Zuwendungen erfolgen, schlieÃ�en diese die Unentgeltlichkeit des
ehrenamtlichen Engagements nicht prinzipiell aus. Sie sind unschÃ¤dlich, wenn sie
in Form von Aufwendungsersatz konkrete oder pauschal berechnete AufwÃ¤nde
abdecken. Finanzielle Zuwendungen kÃ¶nnen auch Ausfall fÃ¼r ZeitversÃ¤umnis
oder Verdienstausfall enthalten (vgl auch BFH 31.1.2017, IX R 10/16, BFHE 256, 250
â�� Zuwendungen fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit als ehrenamtlicher Richter). Die Beurteilung
der ErwerbsmÃ¤Ã�igkeit erfolgt dabei nicht aus der subjektiven Sicht des Einzelnen;
das ehrenamtliche Engagement ist objektiv abzugrenzen. Die Verrichtung von
TÃ¤tigkeiten zur Verfolgung eines ideellen Zwecks ohne Erwerbsabsicht muss
objektiv erkennbar vorliegen; die gewÃ¤hrte AufwandsentschÃ¤digung darf sich
nicht als verdeckte Entlohnung einer Erwerbsarbeit darstellen (BSG 16.08.2017, B
12 KR 14/16 R, aaO).

Vorliegend sieht die Satzung des KlÃ¤gers fÃ¼r VorstÃ¤nde nach Â§ 6 Ziff 4 der
Satzung Auslagenersatz sowie eine der Aufgabenstellung und dem Arbeitsaufwand
angemessene VergÃ¼tung vor; dies ist nach Â§ 40 Satz 1 BGB zulÃ¤ssig. FÃ¼r die
Beigeladene ergab sich durch die zusÃ¤tzliche Berufung in den Vorstand keine
Ã�nderung, sie erhielt weiter 2.000 EUR monatlich. Schon dies belegt, dass es sich
um ein Entgelt fÃ¼r die geschÃ¤ftsfÃ¼hrende TÃ¤tigkeit handelt, welche die
Beigeladene bereits seit Jahren fÃ¼r den KlÃ¤ger ausÃ¼bt. Damit steht zur
Ã�berzeugung des Senats fest, dass es um die VergÃ¼tung allgemeiner
Verwaltungsaufgaben geht, die der KlÃ¤ger bereits seit 2004 durch die Beigeladene
durchfÃ¼hren lÃ¤sst. Die ursprÃ¼ngliche Auslagerung dieser Aufgaben vom
zustÃ¤ndigen Organ des Vereins auf die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin zeigt, dass es sich um
allgemein zugÃ¤ngliche Verwaltungsaufgaben handelt, die nicht auf die
organschaftliche Stellung beschrÃ¤nkt sind. Nach alledem war die Beigeladene im
gesamten Zeitraum vom 01.01.2012 bis 31.12.2015 beim KlÃ¤ger abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt.

Die streitigen BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung und zur ArbeitsfÃ¶rderung sind
auch der HÃ¶he nach zutreffend ausgehend von der jeweiligen LohnhÃ¶he
festgesetzt worden. Eine Nettolohnhochrechnung nach Â§ 14 Abs 2 SGB IV ist nicht
erfolgt. Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ist die Nachforderung von
BeitrÃ¤gen zur Rentenversicherung auch nicht ausgeschlossen im Hinblick auf die
Pflichtmitgliedschaft der Beigeladenen im Versorgungswerk der RechtsanwÃ¤lte.
Eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
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gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI wurde nicht ausgesprochen, wie die
Deutsche Rentenversicherung Bund mit Schreiben vom 05.01.2017 mitgeteilt hat;
eine Befreiung wurde auch nicht beantragt. Die Beitragsbemessungsgrenze fÃ¼r
die Rentenversicherung (Â§Â§ 157, 159 SGB VI) ist nicht Ã¼berschritten. Sie gilt
fÃ¼r VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse der gesetzlichen Rentenversicherung.
Liegen insoweit mehrere VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse vor (zB selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit nach Â§ 2 Satz 1 SGB VI und abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung), sind die
Arbeitsentgelte bzw Arbeitseinkommen zusammenzurechnen und daraus nach
MaÃ�gabe des Â§ 22 Abs 2 SGB IV insgesamt BeitrÃ¤ge bis zur Bemessungsgrenze
zu entrichten (vgl BSG 04.11.2009, B 12 R 7/08R, SozR 4-2600 Â§ 2 Nr 13). Die
Vorschrift des Â§ 22 Abs 2 SGB IV ist nicht analog anzuwenden auf die vorliegende
Konstellation der doppelten Versicherung durch die gesetzliche Rentenversicherung
auf der einen Seite und die berufsstÃ¤ndische Versorgung auf der anderen Seite.
Zur Vermeidung einer ungewollten Doppelversorgung dienen die
BefreiungsmÃ¶glichkeiten nach Â§ 6 SGB VI. Dass die Beigeladene aufgrund ihrer
FehleinschÃ¤tzung, es handele sich um selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, keinen
entsprechenden Antrag gestellt hat, fÃ¼hrt zu keiner anderen Beurteilung.

SÃ¤umniszuschlÃ¤ge hat die Beklagte allein fÃ¼r den Zeitraum 01.01.2012 bis
31.07.2013 festgesetzt. Die Festsetzung dieser SÃ¤umniszuschlÃ¤ge auf Grundlage
des Â§ 24 Abs 2 SGB IV ist zutreffend erfolgt und nicht zu beanstanden. Denn die
Berechtigung, rÃ¼ckwirkend SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zu erheben, beruht auf der vom
Gesetzgeber implizit angestellten Vermutung, dass der Beitragsverpflichtete den
Entstehungs- und FÃ¤lligkeitszeitpunkt seiner konkreten Verpflichtung kennt und
deshalb fÃ¼r RÃ¼ckstÃ¤nde verantwortlich ist, so dass insoweit grundsÃ¤tzlich
kein Vertrauensschutz in Frage kommt (vgl Seewald, Kasseler Kommentar zum
Sozialversicherungsrecht, SGB IV, Â§ 24 Rn 13). SÃ¤umniszuschlÃ¤ge sind nach Â§
24 Abs 2 SGB IV nur dann nicht zu erheben, soweit der Beitragsschuldner glaubhaft
macht, dass er unverschuldet keine Kenntnis von der Zahlungspflicht hatte (vgl
Schlegel in KÃ¼ttner, Personalhandbuch 2011, Stichwort
"SÃ¤umniszuschlag/Sozialversicherungsrecht" Rn 16). Allein das Fehlen der
Kenntnis von der Beitragszahlungspflicht steht der Festsetzung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen noch nicht entgegen. Vielmehr sind SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
nur dann nicht zu erheben, wenn die Unkenntnis unverschuldet ist. Dieses
(Un-)Verschulden bestimmt sich nicht nach Â§ 276 BGB, sondern setzt aufgrund
eines eigenstÃ¤ndigen VerschuldensmaÃ�stabs wenigstens bedingten Vorsatz
voraus. Denn die mit der Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen angestrebte
Drucksituation bleibt unspezifisch und ist nicht zur Durchsetzung der rechtzeitigen
Zahlung im Einzelfall geeignet, wenn der Zahlungspflichtige keinen hinreichenden
Anhaltspunkt fÃ¼r seine Beitragsschuld hat. Unter BerÃ¼cksichtigung des bei der
Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen zu beachtenden verfassungsrechtlichen
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsprinzips kann der Zweck der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge, die
rechtzeitige Zahlung der BeitrÃ¤ge durchzusetzen, rechtmÃ¤Ã�ig nur erreicht
werden, wenn der betroffene Arbeitgeber seine Zahlungspflicht zumindest fÃ¼r
mÃ¶glich hÃ¤lt und billigend in Kauf nimmt. Das gilt umso mehr, als die
Ausnahmeregelung des Â§ 24 Abs 2 SGB IV unbillige HÃ¤rten vermeiden soll. FÃ¼r
die HÃ¤rtefallregelung bliebe aber kaum ein denkbarer Anwendungsbereich, wenn
bereits fahrlÃ¤ssiges Verhalten, insbesondere durch die unterbliebene Einleitung
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eines Statusfeststellungsverfahrens nach Â§ 7a SGB IV oder fehlende
HerbeifÃ¼hrung einer Entscheidung der Einzugsstelle nach Â§ 28h SGB IV, die
unverschuldete Unkenntnis ausschlieÃ�en wÃ¼rde. Das fakultativ ausgestaltete
Statusfeststellungsverfahren wÃ¼rde entgegen dem Gesetzeswortlaut des Â§ 7a
Abs 1 Satz 1 SGB IV faktisch obligatorisch (zum Ganzen: BSG 12.12.2018, B 12 R
15/18 R, SozR 4-2400 Â§ 24 Nr 8).

Bedingt vorsÃ¤tzlich handelt, wer seine Beitragspflicht fÃ¼r mÃ¶glich gehalten und
die NichtabfÃ¼hrung der BeitrÃ¤ge billigend in Kauf genommen hat
(Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen 16.09.2013, L 8 R 361/13 B ER mwN).
Diese Voraussetzung ist zur Ã�berzeugung des Senats erfÃ¼llt. Die TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen unterscheidet sich weder tatsÃ¤chlich noch hinsichtlich der
rechtlichen Vorgaben und Vertragsgestaltungen fÃ¼r den Zeitraum 01.01.2012 bis
31.07.2013 von dem vorangegangenen Zeitraum. FÃ¼r diesen Zeitraum ist jedoch
bereits eine BetriebsprÃ¼fung erfolgt, bei der eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung der
Beigeladenen festgestellt worden ist. Hiervon hatte der KlÃ¤ger bereits seit der
PrÃ¼fung am 12.06.2012 Kenntnis, der PrÃ¼fbescheid datiert vom 07.03. bzw
08.03.2013. Gleichwohl hat es der KlÃ¤ger unterlassen, die geschuldeten BeitrÃ¤ge
abzufÃ¼hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG iVm Â§ 154 Abs 2
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Die Beigeladene trÃ¤gt gemÃ¤Ã� Â§ 197a
Abs 1 Satz 1 SGG iVm Â§ 162 Abs 3 VwGO ihre auÃ�ergerichtlichen Kosten selbst.
Der Senat sieht keine Veranlassung, diese Kosten aus Billigkeit dem unterliegenden
KlÃ¤ger aufzuerlegen, weil die Beigeladene keine AntrÃ¤ge gestellt hat (vgl
Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, 12. Aufl 2017, Â§ 197a Rn 29
mwN).

Die Festsetzung des Streitwerts erfolgt nach Â§ 197a Abs 1 SGG iVm Â§Â§ 1 Abs 2
Nr 3, 47, 52 Abs 3 Gerichtskostengesetz und entspricht der streitigen
Nachforderung.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs 2 Nr 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor.

Rechtsmittelbelehrung und ErlÃ¤uterungen zur Prozesskostenhilfe

I. Rechtsmittelbelehrung

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der
Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim Bundessozialgericht
einzulegen. Sie muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht
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eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen.

Die Beschwerde in schriftlicher Form ist zu richten an das Bundessozialgericht, Graf-
Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel (nur
Brief und Postkarte).

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder â��
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung.
Informationen hierzu kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal des Bundessozialgerichts
(www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

1. RechtsanwÃ¤lte, 2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen, 3. selbststÃ¤ndige
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung
fÃ¼r ihre Mitglieder, 4. berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder, 5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder, 6. Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,
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